
175. Urteil vom 8. Oktober 1896 in Sachen Liechti

gegen Vormundschaftsbehörde Mühleberg.

Am 30. Juli 1896 hat der Appellations= und Kassationshof

des Kantons Bern ein Urteil des Amtsgerichtes von Laupen be¬

stätigt, durch welches über Jakob Liechti wegen Verschwendung

die Bevogtung verhängt worden war.

Liechti erklärte am 17. September 1896 den Rekurs an das

Bundesgericht. Mit Schreiben des Richteramtes Laupen vom

6. September 1896 sei er gemäß Art. 63, letzter Absatz des

Gesetzes über Organisation der Bundesrechtspflege in Kenntnis

gesetzt worden, daß die Akten mit Urteil dort zur Einsicht auf¬

liegen. Die Frist zur Rekurserklärung laufe somit erst am

26. September ab. Rekurrent beantrage nun Aufhebung der Be¬

vogtung, weil die kantonalen Gerichte die thatsächlichen Verhält¬

nisse unrichtig gewürdigt hätten. Er behauptet, er habe sich näm¬

lich nicht im Sinne des Art. 5, Ziff. 1 des Bundesgesetzes vom

Juni 1881 der Verschwendung schuldig gemacht, durch die

er sich der Gefahr des künftigen Notstandes aussetzen würde. Er

sei unverheirathet und habe nur für sich selbst zu sorgen; er be¬

sitze ein Vermögen von etwas über 10,000 Fr., welches er selbst

verdient habe; er sei sowohl arbeitsfähig als geistig normal; in

den Jahren 1894 und 1895 habe er von seinem Vermögen

1700 Fr. verausgabt; nachdem er von einigen Arbeitern vom

Ertrinken gerettet wurde, habe er im Winter 1895/96 alle 4 bis

6 Wochen Trinkgelage abgehalten, wobei er aber jeweilen nie

mehr als 20 Fr. verausgabt habe; daneben sei er durchaus nicht

dem Trunke ergeben gewesen.



Demnach hat das Bundesgericht in Erwägung:

Es fragt sich zunächst, ob das Bundesgericht zur Beurteilung

der Beschwerde kompetent ist.

Die Eingabe Liechtis qualifiziert sich als Weiterziehung eines

kantonalen Civilurteiles gemäß Art. 56 u. f. O.=G. nicht als

staatsrechtliche Beschwerde. Das Bundesgericht wird zur Über¬

prüfung des Urteils auf der nämlichen gesetzlichen Grundlage

angerufen wie das Obergericht. Eine solche Weiterziehung kann

laut Art. 57 des genannten Gesetzes nur darauf gestützt werden,

daß die Entscheidung des kantonalen Gerichtes auf einer Ver¬

letzung des Bundesrechts beruhe. Nun kann die Frage, ob ein

Entmündigungsantrag begründet sei, einzig nach kantonalem

Rechte beurteilt werden. Wenn auch das Bundesgesetz betreffend

die persönliche Handlungsfähigkeit vom 22. Brachmonat 1881 in

Art. 5 gewisse Bestimmungen über die Bevormundung von Voll¬

jährigen enthält, so sind diese wie in konstanter Praxis fest¬

gehalten worden, nicht als Entscheidungsnormen, sondern lediglich

als bundesrechtliche Schranken für den kantonalen Gesetzgeber

und Richter aufzufassen (vgl. Amtl. Slg. der bundesgerichtl. Ent¬

scheidungen VIII, p. 846 und 847). Urteile kantonaler Gerichte

in Entmündigungssachen können daher nicht im Wege der Weiter¬

ziehung nach Art. 56 u. f. O.=G. beim Bundesgerichte ange¬

fochten werden und es kann somit auf die vorliegende Beschwerde

wegen Inkompetenz des Gerichtes nicht eingetreten werden.

erkannt:

Es wird auf die Beschwerde wegen Inkompetenz nicht ein¬

getreten.


